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Beklagte und Revisionsbeklagteo

Def 1° Senat des Bundessozialgerichts hat ohne münd—

liche Verhandlung am 45. Juli 1969 durch

Präsident Prof° Dro Wannagat
—Vorsitzender—,

Bundesrichter Dr° H a u g und

Bundesriehter Dr„ S e h u b e r t
,

Bundessozialrichter Dr° B b e r l e und

Bundéssozialriohter Z 0 l l e n k o p f

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des

Schleswig—Holsteinischen Landessozialgerichts vom

50„ Oktober 1968 wird zurückgewiesen°

Außergerichtliche K3sten des &evisionsverfahrens sind

nicht zu erstatten°
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Der 4926 geborene Kläger hatte nach vollendeten

Schulbesuch bis zum Kriegsende Wehrdienst geleistet und sich

bis zum Juli 4945 in Kriegsgefangenschaft befunden„ Seit

Juni 4946 studierte er Rechtswissenschaft und bestand im

März 4950 das Referendar—l■xemen° Anschließend promovierte er

und leistete er den juristischen Vorbereitungsdienst ab„

Im November 4954 bestand er das Assessor—"Exameno Seit dem

4„ Januar 4955 wer er beim Arbeügeberverband der Papierindu-

’strie für Württemberg—Baden in Stuttgart gegen anfänglich

450,00 DM monatlich beschäftigt„ Ab 4° Juli 4955 wurde sein

Gehalt auf 500,00 DM erhöht„ Seitdem wurden auch für ihn

Pflichtbeiträge zur Angestelltenversicherung (AnV) entrichtet°
iußerdem war der Kläger vom 45„ Januar bis 450 Juli 4955 als

Assessor und amtlich bestellter Vertreter des Rechtsanwalts

Dr° Schau; in Backnang tätig° Durch Erlaß des Justizministers

von Baden—Württemberg vom 5° Juli 4955 wurde der Kläger sodann

zum snwaltschaftlichen Probedienst zugelassen„

Am 47„ März 4966 beantragte der Kläger im Hinblick auf die

Neufassung des 3 56 Abs° 4 Nr„ 4 des Angestelltenversiche—

rungsgesetzes (AVG) durch das Rentenversicherungs—Änderungs—

gesetz (RVÄndG) vom 90 Juni 4965 (Verlängerung der dort vorge—
sehenen Frist zur Aufnahme einer der Ausbildung folgenden

versicherungspflichtigen Beschäftigung oder Tätigkeit von
zwei auf fünf Jahre)‚ ihm die Nachentrichtung von Pflichtbei—

trägen für die Zeit vom 4° Januar 4955 bis 500 Juni 4955 zu

gestatten, um so die Anrechnung seiner Schul— und Hochschul—

ausbildung als Ausfallzeit sicherzustellen°

Durch Bescheid vom 2° Mai 4967 lehnte die Beklagte diesen

Antrag ab„ Der Kläger erfülle nicht die subjektiven Voraus—

setzungen des S 440 Abs„ 5AVG„ Er habe sich während des

ersten Helbjehres 4955 um seine AnV überhaupt nicht gekümmert°
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Da er dies erst zehn Jahre Später getan habe, sei überdies nur
noch schwer festzustellen, ob er im ersten Halbjahr 4955 über—

haupt versicherungspflichtig gewesen sei, Ein hiergegen einge-

legter Widerspruch war erfqlglos„

Darauf erhob der Kläger Klage vor dem Sozialgericht (SG) Itzehoe

mit dem Antrage,

fü die Bescheide der Beklagten vom 2, Mai und 22„ Juni 4967

‚| ‘aufzuheben und diese für verpflichtet zu erklären, einen

neuen Bescheid dahingehend zu erteilen, daß die Nachent—

richtung von Beiträgen für die Zeit vom 4° Januar bis zum3
4

.. . .j 50„ Juni 4955 zulas51g sei°
|

Zur Begründung führte er aus, es könne nicht bezweifelt werden,

daß seine Beschäftigung beim Arbeitgeberverband versicherungs—

pflichtig gewesen sei° Er sei darüber hinaus der Auffassung, daß

das auch hinsichtlich seiner Tätigkeit als amtlich bestellter Ver—

treter des Rechtsanwalts Dr„ SChl■x der Fall gewesen sei„ Die be—

sondere Härte ergebe sich für ihn aus dem RVÄndG, da er, wenn es

bei der Ablehnung der Nachentrichtung verbleibe, nicht in den

Genuß der jetzt geschaffenen Möglichkeit der Anrechnung der Aus—

fallzeiten des @ 56 Änbso 4 Nr° 4 AVG komme° Er habe jede nach den

Umständen des F lles gebotene Sorgfalt beachtet„ Du nach der .
damaligen Rechtslage eine Beitragsentrichtung für ihn nur unwesent—

liche Bedeutung gehabt hätte, sei ihm nicht zuzumuten gewesen,

seine mühsam erworbene Anstellung durch Desavouierung seines Arbeit—

gebers gegenüber dem V rsicherungträger oder der Einzugsäx■le zu
gefährden, zumal es sich um einen Arbeitgeber mit ordnungsgemäßer

Verwaltung gehandelt habe„ Dazu beantragte er die Einholung einer

Auskunft der Allgemeinen Ortskrankenkasse (AOK) Stuttgart, die

ergeben werde, daß diese die Abrechnungshandhabung des Arbeitgeber-

verbandes laufend kontrolliertlund für richtig befunden habe„

ds könne einem Versicherten nicht dzum Vorwurf gereichen, wenn er
nicht klüger gewesen sei als der Arbeitgeber, die Einzugsstelle und

deren Betriebsprüferc
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Durch Urteil vom 8, Februar 1968 hat das Sozialgericht (SG)

Itzehoe die Klage abgewiesen, Es vertrat in erster Linie

die Ansicht, es liege kein besonderer Härtefall i„S„ des
S 140 Abs° 5 AVG vor, Ein solcher sei nicht schon denn ge—

geben, wenn ohne die Nachentrichtung Ersatz— und Ausfallzeiten

nicht angerechnet werden könnten° Vielmehr sei entscheidend,

ob der Versicherte auch ohne solche Zeiten eine angemessene

Rente erwerben könne, las sei beim Kläger der Fall, Er stehe

in der Mitte seines Berufslebens und könne noch etwa 23 Jahre

versicherungspflichtig tätig sein°

Die Berufung des Klägers wer erfolglos° Das Landessozialge—

richt (LSG) Schleswig—Holstein war im wesentlichen der Auf—

ung, de der Kläger im ersten Halbjahr 1955 zwei Teilbe—H C
J

(a U
)

schäftigungen ausgeübt habe, nämlich eine Halbtegsbeschäfti—

gung beim Arbeitgeberverband und die andere als Assessor bei

einem Rechtsanwalt, und beide versicherungspflichtig gewesen
seien, hätte er nach 5 15 Abs„ 5 und 4 der Durchführungsver—

ordnung vom 15, Juni 1942 (BGBl I 403; AN 1942, 558) zur

Zweiten lohnabzugsverordnung (LAV) vom 240 April 1942
(BGBl I 252) selbst die Beiträge entrichten müssen° Ein Ver—

sicherter aber, der selbst seine Beiträge zu entrichten habe,

könne sich, wenn er sich um nichts gekümmert habe, nicht

darauf berufen, er habe trotz Beobachtung jeder nach den Um-

ständen des Falles gebotenen Sergfalt das Unterlassen der

Beitragsleistung nicht verhindern können, '

Das LSG hat in seinem Urteil von 50° Oktober 1968, auf des

in einzelnen Bezug genommen wird, die Revision nach S 162

j.bs° 1 Nr, 1 des Sozialgerichtsgesetzes CSGG) zugelassen°

Da*Kläger hatodieses Rechtsmittel eingelegt mit dem intrage,

«, das angefochteneUrteil, das Urteil des '
SGlltzehoe vom 8° Februar 1968, den Bescheid

der Beklagten vom 2„ Mai 1967 sowie den Wider—

spruchsbescheid vom 220 Juni 1967 eufzuheben,
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20 die Beklagte zu verurteilen, ihm einen neuen Bescheid

über die Zulassung der Nachentrichtung von Beiträgen

für die Zeit vom 10 Januar bis zum 30° Juni 1955 zu

erteilen()

Zunächst meint die &evision, dem LSG könne nicht darin beigepflich—

tet werden, daß der Kläger in der ganzen Zeit vom 1„ Januar bis

500 Juni 1955 zwei versicherungspflichtige Beschäftigungen ausgeübt

habe und deshalb verpflichtet gewesen sei, während dieser gesamten

Zeit allein die Beitragstlicht zu erfüllen, Das LSG setze sich da—

mit in Widerspruch zu seiner eigenen und richtigen Feststellung im

Tatbestand, daß der Kläger erst ab 15° Januar 1955 bei dem Rechts—

anwalt Dr„ Schzrr.in Backnang in einer Zweitbeschäftigung gestanden

habeo Zumindest für die erste Hälfte des Monats Januar 1955 hätte

also der Arbeitgeberverbend die Beiträge im Lohnabzugsverfahren ent—

richten müssen„

Sodann führt die Revision sus,bis Mitte 1965 hätte zwar ein „ntrag

auf Gestattung der Nechentrichtung abgelehnt werden müssen, da bis

zum Inkrafttreten des RVÄndG eine solche Maßnahme nur eine gering—

fügige Bedeutung für das Versicherungsverhältnis des Klägers gehabt

hätte° Das sei aber mit dem 1„ Juli 1965 anders gewordene Seitdem

sei insbesondere für Referendare die Möglichkeit geschaffen, Aus-

bildungszeiten bei der Berechnung späterer Leistungen angerechnet

zu erhalten, da der frühere ZweieJahreszeitraum für die Aufnahme

einer versicherungspflichtigen Beschäftigung stets für die Dauer

des Verbereitungsdienstes verbraucht werden sei„ Es handele sich

dabei durchaus nicht um ein Geschenk der Versichertengemeinschaft

an die Betroffeneno Die Änderung der Rechtslage beruht aü'der

Erkenntnis, daß beitragslose Ausbildungszeiten für
die

gesamte

Versichertengemeinschaft genauso wichtig seien wie beitragspflich—

tige Zeiten tatsächlicher Arbeitsleistungen° Diesem Gesetzessinn

würde es nicht entsprechen, wenn ein so langer Ausbildungszeitraum

wie beim Kläger Vollständig unberücksichtigt bliebe„ Darin würde,
. &. . f.. _eine außergeWthliche harte liegena
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Schließlich hätte sich der Kläger darauf verlassen dürfen,

daß er nicht versicherungspflicht war, Die Ortskrankenkassen

Stuttgart und Backnang seien nicht von dessen zweifacher Be—

schäftigung unterrichtet gewesen° Wenn das LSG daher d rlege,

die AOK Stuttgart könne die Frage der Angestelltenversicherungs—

pflicht des Klägers nicht nachgeprüft haben, so sei das eine

Unterstellung° Im übrigen sei von B„deutung, daß weder die

Beklagte im Vorverfahren und in den ersten beiden Rechtszügen

noch das SG die alleinige Beitragspflicht des Klägers als Mehr-

fachbeschäftigter bemerkt hätten, Man werde deshalb diesem

kaum> vorwerfen können, daB er das seinerzeit nicht erkannt

habe° Unter diesen Umständen könne dahingestellt bleiben, ob

die AOK Stuttgart sich auf die Überprüfung der Krankenversiche—

rungspflicht beschränkt hätte° Bine Beanstandung des fehlenden

Abzugs von Krankenversicherungsbeiträgenlütte ohne weiteres

auch die Unterlassung der Bei ragsleistung zur AnV aufgedeckt°

Deshalb sei es letztlich unerheblich, ob die Beiträge im Lehn—

abzugsverfahren oder durch Selbstzahlung hätten erfüllt werden

müssen„ Der Beweisantrag auf Einholung einer Kuskunft von der

„OK Stuttgart hätte also nicht vom LSG als für den Ausgang des

Rechtsstreits belanglos abgelehnt werdenddürfen°

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen,

da das angefochtene Urteil richtig sei°

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne münd—

liche VÄrhandlung einverstanden erklärt,

Die Revisiön des Klägers ist unbegründet° Die Beklagte hatte

gemäß @ 140 Abs, 5 AVG nach pflichtgemäßem Ermessen zu ent—
scheiden, ob sie jetzt noch die Nachentrichtung von Pflicht—

beiträgen für die streitige Zeit vom 40 Januar bis 500 Juni

955 zulassen will, Danach kann in Fällen besonderer Härte

s ungsträger eine solche verspätete Beitragsent—|‚J () B
“

(') *“
5
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richtung auch nach iblauf der in den Absätzen 1 und 2 vorge—

sehenen Fristen von 2 und 4 Jahren zulassen, wenn der Ver—

sicherte trotz Beobachtung jeder nach den Umständen des Falles

gebotenen Sorgfalt das Unterlassen der Beitragsentrichtung nicht

verhindern konnte" Die Ermessensentscheidung der Beklagten,

dies abzulehen, ist nicht zu beanstanden°

Die Rentenreform des Jahres 1957, die einerseits die Anrechnung

von Zeiten der Schul— und Hochschulausbildung als Ausfallzeiten

gebracht hat, hat andererseits die bisherige Versicherungsfrei—

keit für Personen, die zu oder während ihrer wissenschaftlichen

Ausbildung für den zukünftigen B ruf gegen Entgelt tätig sind

—5 1 ibs„ 2 „VG i„V„mo @ 172 Abs„ 1 Nr„ 5 BVG, sämtlich i.‚d.JF°

der 1„ Vereinfachungsverordnung vom 17° März 1945 (BSG 15, 65)—

erheblich eingeschränkt° Danach ist jetzt nur noch versicherungs—

frei, wer während der Dauer seines Studiums als ordentlicher

Studierender einer Hochschule oder einer sonstigen der wissen—

schaftlichen (oder fachlichen) ausbildung dienenden Schule gegen

Entgelt beschäftigt ist, % 1228 Abs° 1 Nr° } RVG, € 4 Abs° 1

Nr, 4 AVG() Als der .Kläger seinen juristischen Vorbereitunge—

dienst und seine Tätigkeit als Anwaltsassessor ableistete,

waren jedoch beide grundsätzlich versicherungsfrei, und insbe—

sondere für den juristischen Vorbereitungsdienst war nicht ein—

mal die sog° Nachversicherung durchzuführen (BSG 17, 206)„

Bei einem normalen Verlauf „einer juristischen Laufbahn hätte

der Kläger niemals die Möglichkeit erworben, Ausfallzeiten nach

S 36 Abs„ 1 Nr, 4 AVG angerechnet zu erhalten, und zwar nicht
einmal aufgrund der Verbesserungen, die insoweit das RVÄndG

gebracht hate Alsdann hätte sich nämlich an seinen versicherunge—

freien rund dreijährigen Vorbereitungsdienst unmittelbar der

wiederum versicherungsfreie Ausbildungsabschnitt als An■alts—

assessor angeschlossena Damit wäre die in 5 36 Abs° 1 Nr° 4 AVG

vorgesehene Frist von fünf Jahren zur Aufnahme einer versicherungs—

pflichtigen Beschäftigung oder Tätigkeit sei■der Beendigung der

Hochschulausbildung stets überschritten gewesen, Nur dadurch,

_ 8 _
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daß der Kläger während einer vorübergehenden kurzen Zeit

möglicherweise und ausnahmsweise als Anwaltsvertreter dochh

versicherungspflichtig war, wäre er jetzt in den Genuß der

neuen Vergünstigungen gekommen, wenn damals für ihn Pflicht—

beiträge entrichtet worden wären (BSG 20, 184)° Da dies je—

doch nicht geschehen ist, besteht kein Anlaß, ihm durch eine

E-leubnis zur Nechentrichtung von Pflichtbeiträgen für diese

Tätigkeit bei dem Rechtsanwalt Dr° Scncrx;Vergünstigungen ein—

zuräumen, die durch sein damaliges Verhalten nicht gerecht—

fertigt sind und auf die auch die Mehrzahl seiner Berufs—

kollegen, die damals ihren juristischen Vorbereitungsdienst

und anschließend ihre Tätigkeit als Anwaltsussessor absol—

viert haben‚ keinen Anspruch hate Entsprechendes gilt für sein

Beschäftigungsverhältnis boir Arbeitgeberverband der Papier—

möglicherweise uls sog° Nebenbeschäftigungs

sfrei war oder zumindest für nicht versicherungs—<
: 0 ‘i C
]

‚J 0 b: s C 5 (I
Q

pilichtig gehalten wurde„ Es mag für den Kläger bitter sein,

wenn’ihm insgesamt neun Jahre Ausbildungszeit nicht als Aus—

£ llzeit angerechnet werden° Dies hat er jedoch seinem eigenen

Verhalten zuzuschreiben‚ weil er nicht jede nach den Umständen

des Falles gebotene Sorgfalt beobachtet hate Das LSG hat dazu

keine näheren Feststellungen getroffen und insbesondere nicht

nach den Gründen geforscht, warum der Kläger sich nicht mehr um

seine Versicherung gehhmerü—hato E hat sich jedoch stets

darauf berufen und weist in der Revisionsbegründung erneut

darauf hin, daß eine Versicherung für ihn damals nur gering—

fügige Bedeutung gehabt hätte„ Dies ist dahin zu ergänzen,

daß eine Versicherung wegen der erwähnten grundsätzlichen Ver"

sicherungsfreiheit ihm und seinen Arbeitgebern sogar als_über—

flüssig erscheinen mußte, und daß er deswegen auf eine Klar—

stellung seiner etwaigen Versicherungspflicht verzichtet hat°

Alsdenn ist aber das Unterbleiben einer Beitragsentrichtung

vorwiegen die Folge eigener Nachlässigkeit, und zwar ohne

Rücksicht d rauf, wer nun der eigentliche Beitragsschuldner

wur„ Deshalb entlastet es den Kläger nicht, wenn er über die

Form der etwa notwendigen Beitragsleistung (Lohnebzugswer—

fahren oder Verwaxmng von Beitragsmarken) hätte zweifeln
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können° Es bleibt die Tatsache bestehen, daß ihm die Klarstellung

seiner etwaigen Versicherung3pflicht unwichtig erschieno Wenn ihm

daraus jetzt unvermuteter weise versicherungsrechtliche Nachteile

entstehen, so muß er diese Folgen tragen°

Unter diesen Umständen hat die Beklagte ihr Ermessen nicht über—

schritten, wenn sie es abgelehnt hat, nachträglich noch Pflicht—

beiträge für die streitige Zeit für eine oder beide der in Betracht

kommenden Beschäftigung entgegenzunehmen° Zugleich kommt es damit

auf es gesamte übrige Vorbringen der Beteiligten sowie darauf, ob

überhaupt Versicherungspflicht bestand, nicht mehr
an und erübrigte

sich insbesondere die beantragte Einholung einer Auskunft von der

AOK Stuttgart„ Dieser Beweisantrag ist daher im Ergebnis zu Recht

vom LSG abgelehnt worden° ' ‘

Die K stenentscheidung beruht auf @ 195 SGG„
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